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Tagesordnungspunkt 1

a) Gesetzentwurf der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes zur Entlastung insbeson-
dere der mittelständischen Wirtschaft von Büro-
kratie (Bürokratieentlastungsgesetz)

BT-Drucksache 18/4948

b) Antrag der Abgeordneten Dr. Thomas Gambke,
Kerstin Andreae, Dieter Janecek, weiterer Abge-
ordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN

Bürokratie gezielt abbauen statt Stillstand mani-
festieren

BT-Drucksache 18/4693

Der Vorsitzende: Sehr verehrte Damen und Her-
ren, liebe Kolleginnen und Kollegen, liebes Publi-
kum. Ich begrüße Sie recht herzlich zur heutigen
öffentlichen Anhörung des Ausschusses für Wirt-
schaft und Energie zum Thema Entbürokratisie-
rung. Dieser Anhörung liegen der Gesetzentwurf
der Bundesregierung „Entwurf eines Gesetzes zur
Entlastung insbesondere der mittelständischen
Wirtschaft von Bürokratie (Bürokratieentlastungs-
gesetz)“, BT-Drs. 18/4948, sowie ein Antrag der
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN „Bürokratie
gezielt abbauen statt Stillstand manifestieren“,
BT-Drs. 18/4693, zugrunde.

Ich darf im Einzelnen die Sachverständigen begrü-
ßen, die uns heute zur Verfügung stehen. Ich be-
grüße des Weiteren die Kolleginnen und Kollegen
des Ausschusses für Wirtschaft und Energie und
anderer Ausschüsse. Ich begrüße für die Bundes-
regierung Frau PStS Brigitte Zypries. Ich begrüße
die Vertreterinnen und Vertreter der Länder, der
Bild-, Ton- und Printmedien und nicht zuletzt als
Zuhörer erschienene Gäste und auch die Zuschau-
erinnen und Zuschauer, die hoffentlich sehr zahl-
reich live über das Parlamentsfernsehen und das
Internet zusehen.

Ich muss zum Ablauf der Anhörung folgende Er-
läuterungen geben: Die Fraktionen haben sich da-
rauf verständigt, keine Themenblöcke zu bilden.
Wir werden bei der Befragung das Stärkeverhält-
nis der einzelnen Fraktionen berücksichtigen und
die Befragung entsprechend durchführen. Dabei

wird - wie üblich - der Opposition entgegenge-
kommen, indem der Schlüssel wie folgt aufgeteilt
wird: Für die erste Fragerunde der Schlüssel
2:2:1:1, das heißt 2 Union, 2 SPD und dann je ein
Fragesteller der beiden Oppositionsfraktionen.
Für die zweite Runde wurde der Schlüssel 5:3:1:1,
mehr oder weniger proportional den Stärkever-
hältnissen entsprechend, vereinbart. Um zwei
komplette Fragerunden in der Zeit von eineinhalb
Stunden durchführen zu können, sind wir darauf
angewiesen, dass sich sowohl die Abgeordneten,
die Fragen stellen, als auch die Sachverständigen
möglichst präzise und kurz fassen. Deswegen sind
wir auch hier wieder übereingekommen, dass pro
Wortmeldung eine maximale Redezeit von insge-
samt 5 Minuten zur Verfügung steht, und zwar für
die Frage und die Antwort. Das heißt, wer länger
fragt, bekommt weniger Antwort. Die Kolleginnen
und Kollegen bitte ich, zu Beginn der Frage immer
den Namen der oder des Sachverständigen, an
den sich die Frage richtet, zu benennen. Wegen
der Kürze der Zeit sind Eingangsstatements der
Sachverständigen nicht vorgesehen, denn die Stel-
lungnahmen liegen im Einzelnen bereits als Aus-
schussdrucksache vor. Zu der Anhörung wird wie
immer ein Wortprotokoll erstellt. Zur Erleichte-
rung derjenigen, die das Protokoll erstellen, werde
ich die Sachverständigen vor Abgabe einer Stel-
lungnahme namentlich aufrufen, damit man dann
auch nachvollziehen kann, wer gesprochen hat.
Ich denke, die Regeln sind klar. Deswegen dürfen
wir mit der Befragung beginnen. In der ersten
Runde hat jetzt, wie besprochen, für die Fraktion
der CDU/CSU der Kollege Nowak das Wort.

Abg. Helmut Nowak (CDU/CSU): Schönen Dank,
Herr Vorsitzender. Gut, dass wir uns heute noch-
mal über die Dinge detaillierter unterhalten kön-
nen, dass die Zeit dafür auch bereitgestellt wird.
Ich habe eine Frage an den BDI. Sie haben in Ih-
rem Papier „Bürokratieabbau braucht spürbare Ta-
ten“ einige wichtige Punkte nochmal hineinge-
bracht. Was mir fehlt, ist das, was eigentlich vor-
her schon immer drin war, nämlich GWG. Habe
ich nicht gefunden, vielleicht habe ich es gestern
spätabends oder heute Morgen überlesen. Aber es
wäre nett, wenn ich dazu von Ihrer Seite etwas
hören würde.

SVe Christel Heckmann (BDI): Wir haben es letzt-
endlich in die gemeinsame Stellungnahme nicht
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aufgenommen, dazu kann vielleicht meine Kolle-
gin Frau Dr. Beland auch noch etwas sagen, weil
wir davon ausgehen, dass das ein Thema ist, was
selbsterklärend ist. Es wird natürlich begrüßt, dass
dieser Vorstoß unternommen wird. Aber letztend-
lich haben wir uns gemeinsam darauf verständigt,
dass wir dieses Thema bei der gemeinsamen Stel-
lungnahme außen vor lassen. Vielleicht kann Frau
Dr. Beland aus der Sicht des DIHK auch noch was
dazu sagen.

Der Vorsitzende: Es ist noch Zeit, insofern ist das
Abweichen von den prozeduralen Regeln jetzt
möglich. Frau Dr. Beland.

SVe Dr. Ulrike Beland (DIHK): Wir haben das in
unserer gemeinsamen Stellungnahme erwähnt,
dass eine Anhebung der GWG-Grenze aus unserer
Sicht dringend nötig ist. Weil die Unternehmen
im Moment mit einer Grenze umgehen, die - wie
Sie wissen und es auch mehrfach schon wieder-
holt wurde - seit den 60er Jahren konstant ist. Die
GWG-Grenze ist eine Vereinfachungsnorm, und
sie erfüllt ihren Zweck nicht mehr. Ich denke, das
ist auch allen, die sich im Steuerrecht auskennen,
absolut bekannt und bewusst. Unser Petitum ist
natürlich, dass dies in ein Gesetz, was Bürokratie-
entlastungsgesetz heißt, auch hineingehört. Es ist
eine kleine Maßnahme - relativ schnell umzuset-
zen, enorm entlastend für die Unternehmen. Es
wäre einfach ein extrem guter Schritt, dies aufzu-
nehmen in dieses Gesetzgebungsverfahren. Wir
haben versucht, dazu eine Schätzung zu machen,
wie hoch die Bürokratieentlastung aus unserer
Sicht ist. - Denn es ist eine Vereinfachungsnorm,
es ist keine Steuerentlastungsnorm, keine Liquidi-
tätserhöhungsnorm, sondern es ist eine Steuerver-
einfachungsnorm. Wenn Sie im Einkommensteu-
ergesetz-Kommentar nachschauen, steht das ge-
nau da drin. Der Bundesfinanzhof hat das auch
genauso immer wieder formuliert. - Es ist nicht
ganz einfach, genau abzuschätzen, wie groß die
Entlastungswirkungen sind. Das ist bei Bürokra-
tieabbau sowieso immer schwierig auf Heller und
Pfennig zu berechnen. Manchmal suggerieren die
Zahlen auch mehr als eigentlich in ihnen drin-
steckt. Es gibt eine Berechnung vom Statistischen
Bundesamt. Unsere weicht erheblich davon ab,
was im Wesentlichen daran liegt, dass wir sagen,
die meisten Unternehmen beschäftigen Steuerbe-
rater für die Abschreibung, das ist richtig. Aber

auch Steuerberater agieren auf einem Markt.
Wenn es für die Steuerberater einfacher wird,
dann werden sie das an ihre Kunden weitergeben.
Das kann gar nicht anders sein, bei den Steuerbe-
ratern herrscht durchaus Konkurrenz. Insofern ist
es eine Entlastung, die bei den Steuerpflichtigen
ankommt. Unser Fokus muss doch auf den Steuer-
pflichtigen liegen. Es kann doch nicht sein, dass
wir sagen, wenn jemand einen Berater hat, dann
interessiert mich die Bürokratiebelastung nicht
mehr. Natürlich werden Dinge an Dienstleister
ausgelagert, trotzdem ist es letztendlich der Steu-
erpflichtige, der dafür verantwortlich ist und der
letztendlich dann auch die Kosten trägt. Das Sta-
tistische Bundesamt nimmt aus seiner Berech-
nung die ganzen steuerlich beratenen Unterneh-
men raus, diese sind bei unserer drin. Wir setzen
außerdem einen sehr viel höheren Zeitfaktor für
die Entlastung an, dafür dass geringwertige Wirt-
schaftsgüter eben nicht mehr über mehrere Jahre
abgeschrieben werden müssen, sondern einfach
abgesetzt werden können.

Der Vorsitzende: Dankeschön. Die nächste Frage
geht an die SPD, hier an die Kollegin Andrea
Wicklein.

Abge. Andrea Wicklein (SPD): Vielen Dank, Herr
Vorsitzender. Ich möchte zu diesem Thema noch
eine vertiefende Frage stellen, was die Höherset-
zung der Schwellenwerte betrifft, die uns sehr am
Herzen liegt. Im Moment ist es ja so, dass die Ab-
schreibung mit der sogenannten Poolabschreibung
gekoppelt ist. Aus unserer Sicht ist auch das ein
hoher bürokratischer Aufwand. Ich möchte also
die Frage nochmals vertiefen, insbesondere was
die kleinen und mittelständischen Unternehmen
betrifft, die nicht die Möglichkeit haben, mit gro-
ßen Steuerberaterbüros oder mit eigenen Abtei-
lungen diese Problematik zu bearbeiten. Vielleicht
können Sie da noch vertiefend etwas ausführen
zur bürokratischen Belastung in diesem Zusam-
menhang. Ich würde dazu gern nochmals Frau Dr.
Beland befragen und auch Frau Adamowsky vom
DGB.

SVe Dr. Ulrike Beland (DIHK): Aus unserer Sicht
kann die Poolabschreibung entfallen, wenn wir
die GWG-Grenze anheben. Wir sind jetzt ja bei
410 Euro, eine Anhebung auf 800 Euro wäre
schon ein unendlich großer Schritt, 1.000 Euro



Ausschuss für Wirtschaft und Energie

18. Wahlperiode Protokoll der 44. Sitzung
vom 17. Juni 2015

Seite 6 von 21

wäre natürlich noch besser. In dem Zusammen-
hang braucht man auch die Poolabschreibung
nicht mehr. Die Poolabschreibung wird heute von
Unternehmen genutzt, aber nicht sehr stark, weil
es auch eine Liquiditätsberechnung ist: Was lohnt
sich für mich mehr, dass ich das Wirtschaftsgut
ganz normal degressiv abschreibe oder dass ich es
in den Pool reintue und damit die Mischung aus
allen Wirtschaftsgütern habe und über einen ge-
wissen Zeitraum abschreibe? Die Poolabschrei-
bung ist in der Belastung gegenüber der degressi-
ven Abschreibung des einzelnen Wirtschaftsgutes
nicht sehr viel einfacher, aber auch nicht sehr viel
komplizierter. In jedem Fall sollte diese Norm
dann auch entfallen, wenn Sie sich dazu durch-
ringen, die GWG-Grenze anzuheben.

SVe Barbara Adamowsky (DGB) Sehr geehrter
Herr Vorsitzender, liebe Abgeordnete. Vielen
Dank, dass Sie mir die Gelegenheit geben, von
Seiten des DGB zu dem vorliegenden Gesetzent-
wurf der Bundesregierung Stellung zu nehmen.
Ich möchte ganz am Anfang noch kurz erklären,
dass der Deutsche Gewerkschaftsbund insgesamt
die Bestrebungen zum Bürokratieabbau ganz prag-
matisch, aber auch kritisch begleitet. Wir begrü-
ßen grundsätzlich die Initiative der Bundesregie-
rung und begrüßen auch, dass es eine ernsthafte
Folgenabschätzung geben soll, die mit einer
Rechtsetzung verbunden ist, die auch einfacher
und effizienter zu gestalten ist. Wenn sich beste-
hende Regelungen als unnötig, veraltet oder nicht
mehr zweckmäßig erweisen, sollten diese überar-
beitet oder gestrichen werden. Das darf aber nicht
zu einer Absenkung von sinnvollen bestehenden
Standards führen. Der vorliegende Gesetzentwurf
der Bundesregierung treibt dem DGB in diesen
Fragen ausdrücklich keine Sorgenfalten auf die
Stirn. Allerdings lassen Sie mich auch noch sa-
gen, warum wir den Bürokratieabbau insgesamt
kritisch begleiten. Bürokratieabbau darf Folgendes
nicht sein: Er darf Staatlichkeit nicht diffamieren,
er darf nicht als Totschlagargument benutzt wer-
den und er muss fair und gerecht gestaltet sein
und sich nicht nur einseitig auf den Erfüllungs-
aufwand der Wirtschaft beziehen. Der Bürokratie-
abbau darf auch nicht dazu führen, dass die De-
mokratie gebremst wird, eine Bürokratiebremse
darf sich nicht als Demokratiebremse erweisen.
Zu den Schwellenwerten für die Sofortabschrei-
bung bei den geringwertigen Wirtschaftsgütern

lassen Sie mich sagen, dass der DGB grundsätz-
lich andere steuerpolitische Prioritäten hat und
sich in der Frage einer expliziten Meinung ent-
hält. Bei Steuermindereinnahmen stellt sich der
DGB jedoch immer die Frage, ob das zum gegebe-
nen Zeitpunkt wichtig und richtig ist, ob es sozial
ausgewogen beziehungsweise gerecht ist und wer
das gegebenenfalls gegenfinanziert.

Der Vorsitzende: Dankeschön. Die nächste Frage
geht wieder an die Union, abermals der Kollege
Nowak.

Abg. Helmut Nowak (CDU/CSU): Danke, Herr
Vorsitzender. Ich würde nochmals gern die Frage
an Frau Dr. Beland stellen. Die Quantifizierung
der Investitionsmöglichkeiten, die sich wahr-
scheinlich daraus ergeben, dass Liquidität für die
Unternehmen dadurch frei würde, wenn wir die
Grenze entsprechend nach oben setzen würden.
Wenn Sie dazu bitte noch einige Ausführungen
machen können.

SVe Dr. Ulrike Beland (DIHK): Gern sage ich et-
was zu den Liquiditätswirkungen. Wie gesagt, die
Anhebung der Grenze für die GWG ist keine Li-
quiditätsentlastungsnorm, aber sie führt natürlich
zu einer Liquiditätsentlastung. Das ist zu beden-
ken, wenn man berechnet, wie hoch die Verschie-
bungen im Bundeshaushalt durch eine Anhebung
der GWG-Grenze sind. Ich sage bewusst Verschie-
bung, weil es keine Steuerausfälle sind. Bei Ab-
schreibungen handelt es sich immer nur um eine
Verschiebung im Zeitablauf. Aber die öffentlichen
Körperschaften, der Bund rechnen jährlich; inso-
fern, wenn da mal eine Milliarde im Haushalt
fehlt, dann fehlt die einfach im Haushalt, das ist
völlig klar, auch wenn sie in den nächsten zwei
Jahren wieder reinkommt. Eine Rechnung muss
legitimerweise über so viele Jahre gemacht wer-
den, dass man auch sieht, dass es nicht zu einem
Steuerausfall kommt, sondern nur zu einer Steuer-
verschiebung. Dabei muss auch bedacht werden,
dass es eine Liquiditätsentlastung ist. Wenn wir
die GWG-Grenze anheben, wenn wir sie verdop-
peln, dann haben die Unternehmen die Liquidität,
die dem Staatshaushalt dann fehlt, das ist völlig
klar. Aber einen Teil dieser Liquidität investieren
sie. Insofern haben wir einen Selbstfinanzierungs-
effekt, den muss man nicht übertreiben, den darf
man aber auch nicht untertreiben. Es gibt ihn,
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man wird ihn auch nicht genau berechnen kön-
nen. Aber er ist auch einzubeziehen, wenn man
prognostiziert, wie hoch in einem Jahr die Belas-
tung des Bundeshaushalts ist. Hier müsste man ei-
gentlich einen Selbstfinanzierungseffekt einbe-
rechnen. Das sind nicht 50 % der Liquiditätsent-
lastung, aber wir gehen immer davon aus, dass es
gut 30 % sein können, die dann in Wachstum ein-
fließen.

Der Vorsitzende: Dankeschön. Die nächste Frage
geht wieder an die SPD-Fraktion und hier an die
Kollegin Poschmann.

Abge. Sabine Poschmann (SPD): Zu dem Schwel-
lenwert würde ich gern die Einschätzung von
Frau Dr. Beland wissen. Das war gerade nicht
ganz klar, zu den Klein- und mittelständischen
Unternehmen in Abgrenzung zur Industrie. Wür-
den Sie das auch so einschätzen, dass es gerade
für den Mittelstand eine Entlastung bedeutet und
wie hoch schätzen Sie diese ein, wenn wir den
Schwellenwert entsprechend anheben? Eine An-
schlussfrage ist zum Thema Gründungen. Welche
Möglichkeiten sehen Sie für Existenzgründer im
ersten oder zweiten Jahr der Geschäftstätigkeit,
diese weiter zu entlasten? Es kam auch der
Wunsch auf, die Steuerpflicht, die nach zwei Jah-
ren im Voraus zu zahlen ist, etwas zu strecken,
weil sie dann gerade in der Wachstumsphase
sind. Haben Sie dazu noch Anregungen?

SVe Dr. Ulrike Beland (DIHK): Die Anhebung der
GWG-Grenze ist ganz zentral, fast ausschließlich
eine Norm für die kleineren Unternehmen. Es
sind ja diejenigen, die nicht buchführungspflich-
tig sind. In diesem Gesetz wird die Buchführungs-
grenze ja auch angehoben von 50.000 auf 60.000,
von 500.000 auf 600.000, was eine wichtige Maß-
nahme ist. Dadurch haben noch mehr kleinere
Unternehmen auch die Möglichkeit, die Abschrei-
bungsvereinfachungen zu nutzen, die bei buch-
führungspflichtigen Unternehmen grundsätzlich
komplizierter sind. Insofern ist es eine Norm für
den Mittelstand, es ist eine Norm für die kleineren
und mittleren Unternehmen. Alle wissen, die
Mehrzahl der Unternehmen in Deutschland ist
klein und mittelständisch, weit über 90 %. Des-
halb wäre das für sie auch eine solche Entlastung.
Deshalb ist die Überlegung, die haben ja den Steu-
erberater, der macht das für die, nicht zielführend,

weil es eben die Unternehmen sind, die letztend-
lich die Verantwortung tragen und die Pflicht da-
für haben. Wir gehen in unseren Berechnungen
davon aus, dass es 3 Millionen Unternehmen
sind, die davon profitieren. Das ist ein großer Teil
der überhaupt steuerpflichtigen Unternehmen in
Deutschland. Wenn man das hochrechnet, wie im-
mer man die Entlastung in Minuten und in Lohn-
kosten pro Stunde auch ansetzt, sind das schon
Zahlen, die aus unserer Sicht auf jeden Fall im
dreistelligen Millionenbereich liegen. Ob das jetzt
100 Mio. oder 300 Mio. sind, darüber kann man
sich sicherlich streiten. Aber es ist erheblich mehr
als das Statistische Bundesamt berechnet. Die
zweite Frage zur Entlastung von Gründern: Bei
den Statistikpflichten haben wir uns in unserer
gemeinsamen Eingabe bemüht, einen Kompromiss
zu finden, weil auch für uns Statistikdaten wich-
tig sind. Man muss immer abwägen, an welcher
Stelle verzichtet man auf Statistik und an welcher
Stelle entlastet man Unternehmen. Unternehmen
leiden unter komplizierten Statistikpflichten, aber
wir könnten ohne die Statistiken auch keine Aus-
sagen über die Realität treffen. Das gilt natürlich
auch für Gründer. Aus unserer Sicht wäre immer
die Umsatzsteuervoranmeldung für Gründer eine
einfache Maßnahme, hier zu entlasten. Dass sie
nicht mehr monatlich ihre Voranmeldung abgeben
müssen, sondern vierteljährlich. Vor dem Hinter-
grund des Umsatzsteuerbetruges ist das eine
Norm, die ihre Berechtigung hat. Ob sie tatsäch-
lich so viel bringt, sollte man nochmal gucken, ob
es nicht sehr viel entlastender für die Gründer
wäre. Bei der Statistikentlastung ist aus unserer
Sicht jetzt schon sehr viel getan worden. Den Vor-
schlag mit der Streckung der Steuerzahlung kenne
ich nicht, müsste man sich nochmal anschauen.

Der Vorsitzende: Danke. Jetzt geht die Frage an
DIE LINKE., den Kollegen Schlecht.

Abg. Michael Schlecht (DIE LINKE.): Herzlichen
Dank. Meine Frage geht an Herrn Dr. Heuschmid.
Wie bewerten Sie die "One in, one out"-Regelung,
wie bewerten Sie, dass diese gar nicht explizit in
das Gesetz mitaufgenommen wurde und wie be-
werten Sie die Frage, dass diese Regelung mög-
licherweise zu einer Bremse für sozialpolitische
Reformen in der Zukunft werden könnte. Sofern
Sie die Antwort zeitlich nicht ausschöpfen, würde
die Restzeit an Frau Adamowsky gehen.
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SV Dr. Johannes Heuschmid (HSI): Sehr geehrter
Herr Vorsitzender, sehr geehrte Abgeordnete, vie-
len Dank für die Einladung. Ich habe mich mit der
"One in, one out"-Regelung, insbesondere aus der
Perspektive der Arbeits- und Sozialgesetzgebung,
befasst. Auf sie wird ja auch im Gesetzentwurf Be-
zug genommen und sie wird jetzt auch Schwer-
punkt meiner Stellungnahme sein. Grundsätzlich
für problematisch an der gegenwärtig geführten
Diskussion um Bürokratieabbau halte ich, dass
nicht sauber zwischen sinnvoller Regulierung und
unnötiger Bürokratie differenziert wird. Diese Dif-
ferenzierung fehlt auch bei der "One in, one out"-
Regelung, denn diese führt automatisch dazu,
dass alles, was Erfüllungsaufwand für die Wirt-
schaft auslöst, automatisch unter Bürokratiekos-
tenverdacht steht. Dabei wird übersehen, dass
sinnvolle Regulierung zu einem planbaren wirt-
schaftlichen Umfeld für Unternehmen führt und
Transaktionskosten durchaus auch verringern
kann. Sinnvolle Regulierung kann auch ein Wett-
bewerbsvorteil sein. Abgesehen davon ist das al-
lein auf den Erfüllungsaufwand der Wirtschaft ge-
richtete Governance-Modell kaum mit den Vor-
stellungen eines dem Allgemeinwohl verpflichte-
ten Gesetzgebers zu vereinbaren. Faktisch gilt ab
dem 1.7., Kosten vor Staatszielen, wie sie etwa in
Artikel 20 Grundgesetz niedergelegt sind. Nur in
Ausnahmefällen kann von der "One in, one out"-
Regelung abgewichen werden, das Sozialstaats-
prinzip zum Beispiel gehört nicht zu diesen Aus-
nahmen und kann daher nur aufgrund einer expli-
ziten Entscheidung des Bundesverfassungsge-
richts aktiviert werden. Die "One in, one out"-Re-
gelung hat ferner das Potenzial, zu einer Gesetzge-
bungsbremse für den sozialregulierenden Gesetz-
geber zu mutieren. Es ist zu erwarten, dass die Fo-
kussierung auf den Erfüllungsaufwand für die
Wirtschaft zu einer gesetzgeberischen Zurückhal-
tung bei sozialen Innovationen führen wird. Je
mehr Erfüllungsaufwand ein Gesetzgebungspro-
jekt verursacht, desto schwieriger wird es sein,
dieses politisch durchzusetzen. Soziale Innova-
tion steht nunmehr unter dem Vorbehalt von aus-
gleichenden, deregulierenden Maßnahmen. So ist
etwa fraglich, ob unter der Geltung der "One in,
one out"-Regelung die Einführung des Mindest-
lohns möglich gewesen wäre oder noch weiter zu-
rückgedacht die paritätische Mitbestimmung in
Unternehmen 1976. Intelligente nachhaltige Ge-
setzgebung sieht aus meiner Sicht anders aus. Ein

Programm, das den Abbau von Regeldichte derart
überdehnt, kann nicht neutral sein. Darüber hin-
aus besteht erhebliche Rechtsunsicherheit im Hin-
blick auf die Frage, welche Kosten als Erfüllungs-
aufwand für die Wirtschaft zu berücksichtigen
sind. Dieses Problem wurde bei der Einführung
des MiLoG augenscheinlich. Auch wenn man mit
den Kollegen aus den Ministerien redet, bestehen
da erhebliche Probleme. Soweit ersichtlich, ist
bislang nicht abschließend geklärt, ob die durch
das MiLoG ausgelösten zivilrechtlichen Lohnzah-
lungspflichten im Rahmen des Erfüllungsauf-
wands zu berücksichtigen sind. Während die Bun-
desregierung und der Normenkontrollrat dies in
älteren Stellungnahmen bejahen, war in der Bun-
destagsdebatte letzte Woche die Rede davon, dass
Lohnzahlungspflichten nicht als Erfüllungsauf-
wand zu berücksichtigen sind. Diese Sichtweise
halte ich für begrüßenswert. Es sollte dann aller-
dings auch im Rahmen der Legaldefinition des Er-
füllungsaufwands in § 2 Absatz 1 des Normenkon-
trollratsgesetzes klargestellt werden. Problema-
tisch ist weiterhin, dass es fast unmöglich ist, den
Erfüllungsaufwand valide darzustellen. Nicht sel-
ten muss in diesem Zusammenhang auf vage An-
nahmen zurückgegriffen werden, für die gar kein
statistisches Material vorhanden ist. Mehr als eine
grobe Einschätzung ist in der Regel nicht möglich.
Darauf hat auch die Bundesregierung im Zusam-
menhang mit den Lohnzahlungspflichten beim
MiLoG aufmerksam gemacht. Dort heißt es: „Eine
belastbare Berechnung des Erfüllungsaufwands ist
nicht möglich.“ Weiter wird ausgeführt: „Es wird
jedoch ausdrücklich darauf hingewiesen, dass die
genannten Zahlen Ergebnis eines mit Unsicherhei-
ten behafteten Rechenmodells sind und daher
eine gewisse Wahrscheinlichkeit besteht, dass
nicht die tatsächliche Lohnentwicklung abgebil-
det wird.“ Diese Einschätzung wird durch eine für
die EU-Kommission erstellte Studie aus dem Jahr
2013 untermauert. Diese Studie untersucht Be-
rechnungsmodell zum Erfüllungsaufwand im in-
ternationalen Vergleich und zum deutschen Mo-
dell heißt es dort: „A key weakness of the model
from the standpoint of our study is the lack of ac-
curacy.” Also, das Modell ist nicht hinreichend
genau. Aus meiner Sicht ist es nicht sinnvoll, auf
die "One in, one out"-Regelung zurückzugreifen,
um Gesetzgebungsvorhaben zu initiieren oder zu
verhindern. Dabei will ich es zunächst belassen.
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Der Vorsitzende: Dankeschön, die Zeit kann man
als ausgeschöpft betrachten. Jetzt der Kollege Jane-
cek für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Abg. Dieter Janecek (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Eine Vorbemerkung: Wir hoffen sehr, dass die Ab-
stimmung über dieses Gesetz nicht diese Woche
stattfindet, denn im Sinne eines ordentlichen Be-
ratungsprozesses kommen Sie heute hier als Ex-
perten zu uns, und dann sollten wir uns noch Zeit
nehmen, um uns als Parlament mit Ihren Anre-
gungen und Vorschlägen auseinanderzusetzen.
Aber da gibt es ja möglicherweise Bewegung, wer-
den wir sehen. Das Thema geringwertige Wirt-
schaftsgüter, meine Frage geht an Frau Dr. Beland,
haben wir jetzt, glaube ich, schon einigermaßen
ausreichend behandelt. Wir Grüne haben dazu
auch einen Antrag gestellt, der in Richtung Ab-
schaffung der Poolabschreibung und Anhebung
der Grenze geht. Deswegen möchte ich mich jetzt
mit den One-Stop-Shop-Lösungen für Gründer be-
fassen und da ganz konkret fragen, welche aktuel-
len Hürden Sie bei den bestehenden Lösungen se-
hen und welche Möglichkeiten, gesetzgeberisch
tätig zu werden. Fakt ist nun mal, dass wir in
Deutschland da noch Aufholpotenzial haben, laut
Weltbankstudie dauert es bei uns 14 Tage, in Sin-
gapur sind es zwei.

SVe Dr. Ulrike Beland (DIHK): Danke für die
Frage, Herr Janecek. Gründer sind ein wahnsinnig
wichtiges Thema, ein wichtiges Zukunftsthema.
Wir beschäftigen uns im Moment mit Gründern
vor allen Dingen im Vordergrund mit Zuwande-
rung und Gründern mit Migrationshintergrund. Es
ist aller Mühe wert zu gucken, dass Gründungen
erleichtert werden und schnell ablaufen. Die
Landschaft ist in Deutschland leider extrem zer-
splittert. Wir haben 200 einheitliche Ansprech-
partner unterschiedlicher Ausprägung. Es gibt in
allen Bundesländern unterschiedliche Regelun-
gen, unterschiedliche Instanzen und sehr wenig
zentrale Institutionen, die wirklich für die Be-
troffenen gut funktionieren. Das ist auch ein Föde-
ralismusproblem. Das ist ein Problem, das Bund
und Länder gemeinsam lösen müssen und es ist
ganz zentral ein IT-Problem. Selbst wenn wir
keine einheitliche Stelle hätten für Gründer, son-
dern verschiedene, also dass man extra zum Fi-
nanzamt muss, man braucht besondere Genehmi-

gungen und man muss die Handelsregisteranmel-
dung machen - selbst wenn das an verschiedenen
Stellen wäre, hätten wir aber die Möglichkeit,
elektronische Formulare weiterzuschicken in ein-
fachster Art und Weise, dann wäre das schon ein
großer Fortschritt. Unserer Meinung nach hängt es
ganz wesentlich daran, dass es kein medienbruch-
freies Kommunizieren in der öffentlichen Verwal-
tung gibt. Ich habe mit großem Interesse die Stel-
lungnahme vom DGB in dem Zusammenhang
auch gelesen, dass es viel mehr Schulungen und
viel mehr Investitionen geben muss in dem Be-
reich. Das kommt letztlich auch bei den Gründern
an. Aber eine einfache Lösung und eine ganz
schnelle Lösung gibt es dafür, glaube ich, leider
nicht. Das Wirtschaftsministerium bemüht sich im
Moment, macht ja eine Initiative zum einheitli-
chen Ansprechpartner, aber man hat ein bisschen
den Eindruck, als würde das auch an die Grenzen
des Föderalismus und der Zusammenarbeit und
des schnellen Durchgreifens stoßen.

Der Vorsitzende: Dankeschön. Wir kommen jetzt
zur zweiten Runde. Sie beginnt mit einer Wort-
meldung von CDU/CSU. Hier hat abermals der
Kollege Nowak das Wort.

Abg. Helmut Nowak (CDU/CSU): Danke, Herr
Vorsitzender. Einmal bedanke ich mich, Frau Dr.
Beland, dass Sie deutlich gemacht haben, dass es
hier nicht um Steuermindereinnahmen geht, das
wird nämlich immer wieder ein bisschen ver-
wechselt. Es ist lediglich eine Verschiebung. Und
wir freuen uns ja auch immer, wenn wir zusätzli-
che Steuereinnahmen haben und darüber ärgern
wir uns auch nicht. Deshalb kann man vielleicht
auch einmal über Verschiebung reden ohne, dass
letztendlich die Haushalte über eine längere Zeit
negativ belastet werden. Das finde ich gut. Dann
habe ich eine Frage an Herrn Dr. Heuschmid. Sie
haben ja über die "One in, one out"-Regel gespro-
chen und sehr viele Zahlen da hinein gebracht
und sich auch etwas beklagt, dass die Quantifizie-
rung wohl noch weitgehend ungenau ist. Da
würde ich Sie einmal bitten, deutlich zu machen,
was Sie sich vorstellen, wie das genauer gemacht
werden könnte. Danke.

SV Dr. Johannes Heuschmid (HSI): Vielen Dank
für die Frage. Da kann man sich vieles vorstellen.
Ich habe das ja nur beim Mindestlohn gesehen,
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dass dort innerhalb der Bundesregierung offen-
sichtlich gewisse unterschiedliche Vorstellungen
darüber herrschen, was als Erfüllungsaufwand
qualifiziert werden kann. Ich denke, ein Ansatz
das zu konkretisieren, wäre, was ich gerade auch
schon angesprochen hatte, im § 2 Abs. 1 Normen-
kontrollratgesetz. Dort ist eine Legaldefinition für
Erfüllungsaufwand enthalten, der momentan aus
meiner Sicht auch die streitigen Lohnzahlungs-
pflichten abdeckt. Wenn man das ändern wollte o-
der wenn das nicht erfasst sein sollte, dann würde
ich dort das ändern. Ansonsten müsste man natür-
lich den Normenkontrollrat entsprechend ausstat-
ten, dass dort mehr Ressourcen vorhanden sind,
um die Kosten für die Wirtschaft am Ende besser
abschätzen zu können.

Der Vorsitzende: Die nächste Frage geht abermals
an die Union, an den Kollegen Hansjörg Durz.

Abg. Hansjörg Durz (CDU/CSU): Ich hätte eine
Frage an die Frau Heckmann und die Frau Dr. Be-
land. Welche weiteren Bürokratieentlastungsmaß-
nahen sind aus Ihrer Sicht speziell für die Entlas-
tung von Existenzgründungen in den ersten Jah-
ren sinnvoll?

SVe Christel Heckmann (BDI): Ich habe Sie akus-
tisch nicht verstanden.

Der Vorsitzende: Bitte wiederholen Sie die Frage
noch einmal. Die Zeit wird nicht angerechnet.

Abg. Hansjörg Durz (CDU/CSU): Welche weiteren
Bürokratieentlastungsmaßnahmen sind aus Ihrer
Sicht geeignet, um Existenzgründer in den ersten
Jahren ihrer Geschäftstätigkeit zu entlasten?

Der Vorsitzende: Bitteschön, Frau Heckmann.

SVe Christel Heckmann (BDI): Die Existenzgrün-
der sind nicht unser spezifisches Klientel, das
wissen Sie. Generell ist zu sagen, das, was wir im
Grunde genommen auch hier schon gesagt haben,
die Meldepflichten und Informationspflichten, die
für Gründer im Raum stehen, sollten tatsächlich
gesenkt werden. Was aber nicht bedeutet, sämtli-
che Melde- und Informationspflichten wie es vor-
gesehen ist, innerhalb der ersten drei Jahre zu
streichen. Das könnte letztendlich ins Gegenteil

verkehrt werden. Denn Informationspflich-
ten/Meldepflichten für die amtliche Statistik sind
insoweit sinnvoll als dass diese Daten für die In-
dustrie notwendig sind. Ich darf da nur an die
Bauindustrie erinnern, für die bestimmte Werte
letztendlich existenzwichtig sind. Lässt man letzt-
endlich Gründer in den ersten drei Jahren ganz
herausfallen, gehen wichtige Werte verloren, die
für die Bauindustrie letztendlich von Bedeutung
sind. Gerade in der Bauindustrie sind viele, viele
kleine Unternehmen und Kleinstunternehmen,
deren Werte einfach für die amtliche Statistik ver-
loren gehen. Ich darf das einfach einmal hier dar-
stellen. Es sind im Hoch- und Tiefbau 2 580 neue
Unternehmen gegründet, im gesamten Bauge-
werbe waren es knapp 84 000. Aber auf Kleinge-
werbe und Nebentätigkeit im Hoch- und Tiefbau
entfallen 42 %, im gesamten Baugewerbe 84 %.
Wenn wir Gründer letztendlich aus bestimmten
Pflichten herausnehmen, geht uns das verloren.
Und das ist unverantwortlich.

Der Vorsitzende: Entschuldigung, wollen Sie der
Frau Dr. Beland auch noch eine Minute lassen?
Dann gebe ich jetzt weiter an Frau Beland.

SVe Dr. Ulrike Beland (DIHK): Herr Durz, wir ha-
ben ja gerade schon über einheitliche Ansprech-
partner gesprochen. Das wäre eine wichtige Ent-
lastung für Gründer, wenn die besser funktionie-
ren und wenn da auch medienbruchfreie Kommu-
nikation zwischen den einzelnen Behörden mög-
lich wäre. Dann hatte ich auch schon erwähnt die
monatliche Umsatzsteuervoranmeldung wäre eine
Entlastung für Gründer. Ansonsten alles, was mit
einfachen Mitteln bei den sozialversicherungs-
rechtlichen Meldungen, bei steuerrechtlichen
Meldungen gemacht wird, ist natürlich auch eine
Entlastung für Gründer. Ganz besonders habe ich
jetzt im Kopf die Vereinfachung des Formulars
„Einnahmenüberschussrechnung“, wofür wir
schon länger plädieren, das ist natürlich auch für
Gründer dann letztlich eine Vereinfachung, weil
sie relativ schnell in die Pflicht kommen, dieses
Formular zu nutzen. Aber auch Vereinfachungen
bei der Statistik in der Hinsicht, dass man sich
einmal anguckt, was ist eigentlich notwendig, was
abgefragt wird, auch das wäre letztlich eine Ent-
lastung, die Gründern zu Gute kommt.

Der Vorsitzende: Dankeschön. Die nächste Frage
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geht an die SPD, Kollegin Wicklein.

Abge. Andrea Wicklein (SPD): Die statistischen
Meldepflichten spielen ja in dem vorliegenden
Gesetzentwurf auch eine sehr große Rolle. Wir
sind uns sicherlich darüber einig, dass sie die
Wirtschaft belasten. Wir haben im Gesetzentwurf
die Meldeschwellen gesenkt, um Existenzgründer
aber auch junge Unternehmen von diesen Statis-
tikpflichten zu entlasten. Nichts desto trotz geht
es aber darum, das wurde ja gerade auch schon
einmal angesprochen, die notwendige Balance zu
wahren zwischen Entlastung und einer guten Da-
tenqualität, die wir ja auch alle brauchen. Und
deshalb auch noch einmal meine Frage an Frau
Adamowsky, aber auch noch einmal an Frau Dr.
Beland, wie Sie den vorliegenden Gesetzentwurf
unter diesem Aspekt beurteilen. Wird die Balance
gewahrt oder wo sehen Sie noch weiteren Entlas-
tungsbedarf?

SVe Barbara Adamowsky (DGB): Danke für die
Frage. Ganz allgemein zu Schwellenwerten in der
Statistik. Wird ein Gesetz vom Gesetzgeber vorge-
legt, können aus Gründen gewisse Gruppen von
Melde- oder Informationspflichten ausgenommen
werden, um sie nicht zu stark zu belasten. Und
wenn man Schwellenwerte verändert, also hinauf
oder herunter setzt, dann verändert sich dadurch
auch die Datenlage, die man gewinnt oder die
Meldungen werden dann nicht mehr gemacht von
kleineren Unternehmen. Das heißt, man versagt
sich in dem Fall die Kontrolle darüber, weil es ja
nicht mehr nachgewiesen werden muss. Das
heißt, wenn Schwellenwerte angehoben werden,
muss immer im Einzelfall sorgfältig geprüft wer-
den, was damit ausgelöst wird und eine einseitige
Betrachtung aus rein betriebswirtschaftlichen Kos-
tenpunkten darf für den Gesetzgeber nicht aus-
schlaggebend sein. Der Gesetzgeber braucht also
für die in der Zukunft liegende Gestaltung der
Wirtschaft Daten, die eine sinnvolle Politik mög-
lich machen. Und insofern kann das Heben von
Schwellenwerten dazu führen, dass es zu Informa-
tionsverlusten kommt. Das muss man sich im Ein-
zelfall angucken. Besonders in wirtschaftlichen
Krisenzeiten kann das von Nachteil sein, wenn
aussagekräftige Analysen nicht mehr oder nur
noch eingeschränkt vorliegen, wenn die Politik
nicht mehr in der Lage ist, gestaltend einzugrei-
fen. Lassen Sie mich noch einen Satz sagen zu

den Existenzgründerinnen und zu den Existenz-
gründern und zu den einheitlichen Ansprechpart-
nern. Ganz allgemein muss man sagen, Gründerin-
nen sind nicht nur Startups oder jungdynamische
Unternehmer und Unternehmerinnen, sondern
häufig auch ehemalige Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer, die in die Selbstständigkeit ge-
drängt wurden. Und da möchte ich auch anmer-
ken, dass wir hier kein verklärtes oder eindimen-
sionales Bild von den Gründerinnen pflegen soll-
ten, sondern schon auch versuchen sollten, gerade
bei den Soloselbstständigen, die aus dem europäi-
schen Ausland nach Deutschland kommen, hier
auch eine stärkere Unterstützung zu organisieren,
sodass die im Dickicht der Kranken-, Renten- und
Unfallversicherungsträger oder eben auch bei der
Finanzkontrolle Schwarzarbeit beim Zoll, beim
Arbeitsschutz und bei den Sozialbehörden und
beim Rechtsschutz auch zu ihrem Recht kommen.
Insofern müssten die einheitlichen Ansprechpart-
ner aus Sicht des DGB eben auch kombiniert wer-
den mit der Geltendmachung von Rechten, bei-
spielsweise bei Scheinselbstständigen und bei
Werksvertragsmissbrauch. Das ist ein wichtiges
Anliegen, um die Soloselbstständigen auch stärker
zu befähigen, die Rechte, die hier in Deutschland
gelten, auch tatsächlich umzusetzen und einzu-
halten.

SVe Ulrike Dr. Beland (DIHK): Also wir haben
den Eindruck, dass Gründer inzwischen ganz gut
entlastet sind von Statistikpflichten, dass wir da
ein ganz gutes Niveau erreicht haben, dass dieses
Gesetz aber auf jeden Fall noch einmal eine große
Verbesserung ist. Wir sehen auch das Problem,
dass wir aufpassen müssen, dass uns Daten nicht
verloren gehen, die wir später dann bei Analysen
über die deutsche Wirtschaft brauchen. Wir haben
aber den Eindruck, dass das bisher in einem guten
Rahmen erfolgt und dass es noch nicht problema-
tisch ist. Wichtig ist, dass man bei Statistiken
nicht nur darauf guckt, wie oft Unternehmen be-
fragt werden - dass es nicht immer die gleichen
sind, die herangezogen werden, gerade bei Stich-
proben, da beschweren sich die Unternehmen
manchmal darüber, sondern auch guckt, ist das
überhaupt nötig, was ich da abfrage. Zum Beispiel
beim Umweltstatistikgesetz meinen wir, dass die
umweltbezogenen Daten, die dort teilweise erfragt
werden über den Umweltschutz, über den sie et-
was aussagen sollten, gar nichts mehr aussagen.
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Also Durchforsten der Statistikgesetze dann auch
ab und zu - welche Daten eigentlich am Ende
noch aussagefähig sind und womit man Unterneh-
men auch gar nicht mehr belasten sollte.

Der Vorsitzende: Danke. Die nächste Frage geht
wieder an die Union. Der Kollege Nowak hat das
Wort.

Abg. Helmut Nowak (CDU/CSU): Danke, Herr
Vorsitzender. Dann noch einmal die Frage an Frau
Dr. Beland. „One in, one out“ das hört man ja
landauf und landab in der Zwischenzeit und viele
europäische Länder haben sich damit auch schon
auseinandergesetzt, führen das ein oder haben das
schon eingeführt, beispielsweise England. Die sa-
gen ja „One in, two out, three out“, allerdings
auch mit einigen Ausnahmen dabei. Ich würde
ganz gern von Ihnen einmal hören, was Sie insge-
samt davon halten und wo Sie sagen, hier sind
Verbesserungen erforderlich.

SVe Dr. Ulrike Beland (DIHK): "One in, one out"
ist ein wichtiges Thema für uns. Wir nehmen das
sehr ernst. Wir finden eigentlich, es ist ein riesiger
Fortschritt, dass dieses Verfahren eingeführt wird,
haben gewisse Bedenken, ob es in der Praxis tat-
sächlich auch funktioniert. Ich möchte an dieser
Stelle, weil es bei "One in, one out" ganz wesent-
lich um Transparenz und um Kosten und Folge-
kosten geht, auch noch einmal dafür danken, dass
die Anhörung heute stattfindet. Ich denke, es geht
bei Bürokratiekostenmessung nicht darum, Dinge
zu blockieren, sondern einfach darum, Transpa-
renz zu schaffen. Der Gesetzgeber muss wissen,
was er tatsächlich auslöst. Dann kann er immer
noch sagen: Ich finde das wichtig genug und
möchte es trotzdem machen. "One in, one out" ist
auch keine Gesetzesverhinderung, sondern sagt
nur: Wenn ich an einer Stelle eine Belastung
schaffe und ich das Ziel habe, nicht mehr zu be-
lasten, dann muss ich an anderer Stelle entlasten.
Und da wird in einem standardisierten Verfahren
jetzt einmal gesagt, das muss das Ministerium ma-
chen, das die belastende Norm auch erfindet. Zu-
erst einmal das Ministerium, das eine Belastung
erfindet, sollte auch gucken, ob es nicht auch im
Einflussbereich Möglichkeiten gibt, Normen zur
Entlastung zu schaffen. Das ist für die Beteiligten
natürlich auch besonders naheliegend. Wenn sie

an der Stelle belastet werden, dass man auch sa-
gen kann, okay wir entlasten euch an anderer
Stelle. Es ist nichts anderes als die Fortführung
des Grundsatzes: Wir wollen keine zusätzliche
Bürokratiebelastung oder wir wollen uns jeden-
falls bemühen. Es steht in der "One in, one out"-
Vereinbarung ja auch drin, dass politisch wesent-
liche Maßnahmen nicht behindert werden sollen.
Und es gibt den Staatssekretärsausschuss, was aus
unserer Sicht ja eher eine Durchbrechung des Ver-
fahrens ist, der dann auch die Entlastung deckeln
kann. Ich denke, es ist keine Maßnahme, um poli-
tisch wichtige Gesetzgebung zu verhindern, was
aus unserer Sicht manchmal ja gut wäre, aber es
ist nicht so angelegt. Es gibt viele Flexibilitäts-
maßnahmen und es ist vom Grundsatz her das Mi-
nimum, was nötig ist, damit Bürokratie nicht wei-
ter wächst. Eigentlich wollen wir ja eine Entlas-
tung. Das schafft "One in, one out" ja nicht. Aber
es ist vielleicht eine Maßnahmen, die dazu führt,
dass wir keinen weiteren Aufwuchs haben und
ein ganz elegantes Verfahren.

Der Vorsitzende: Dankeschön. Die nächste Frage
geht wiederum an die Union, an die Kollegin Lan-
zinger.

Abge. Barbara Lanzinger (CDU/CSU): Herr Vorsit-
zender, Kolleginnen und Kollegen. Meine Frage
geht ebenfalls an die Frau Dr. Beland, Sie sind
recht gefragt. Die elektronische Abwicklung ist ja
insgesamt ein wichtiges Gut bei allen Unterneh-
men. Das spielt ja jetzt auch gerade bei den Verga-
ben demnächst eine große Rolle. Wie sehen Sie
denn die Anforderungen gerade an unternehmens-
freundliche elektronische Abwicklung der Verfah-
ren im Gründungsprozess? Wo sehen Sie da posi-
tive Chancen? Wo sehen Sie Risiken?

SVe Dr. Ulrike Beland (DIHK): Risiken sind mir
nicht bekannt für elektronische Verfahren im
Gründungsprozess. Es sind Chancen, die daran
scheitern, dass von einer Behörde dann die elekt-
ronischen Formulare oder Erklärungen nicht wei-
ter benutzt werden könnten. Also da ist wichtig,
dass von einer Behörde dann auch eine elektroni-
sche Durchlässigkeit vorhanden ist. Es ist viel-
leicht nicht immer eine maßlos große Entlastung.
Wir diskutieren ja gerade über das Vergaberecht
und die E-Vergabe. Man soll jetzt auch nicht den-



Ausschuss für Wirtschaft und Energie

18. Wahlperiode Protokoll der 44. Sitzung
vom 17. Juni 2015

Seite 13 von 21

ken, dass damit jetzt gar keine Investitionen ver-
bunden sind und dass das jetzt nicht auch, gerade
für kleinere Unternehmen, Investitionen nötig
macht in elektronische Verfahren. Aber es ist mit-
telfristig eine große Chance zur Entlastung, die
man einfach nutzen muss.

Der Vorsitzende: Dankeschön. Die nächste Frage
geht wiederum an die SPD. Kollege Bernd West-
phal.

Abg. Bernd Westphal (SPD): Vielen Dank, Herr
Vorsitzender. Ich habe eine Frage an Frau Ada-
mowsky und Frau Dr. Beland. Hier geht es noch
einmal um den Bereich der Existenzgründer. Wir
haben da ja insgesamt acht statistische Melde-
pflichten, wo wir Wertgrenzen hochgehoben ha-
ben, also noch einmal die Umsatzzahlen zum Bei-
spiel von 500 000 auf 800 000 Jahresumsatz, um
gerade in dem Bereich noch einmal Impulse zu
setzen. Aber vielleicht können Sie über diese
Maßnahmen hinaus noch einige Dinge erwähnen,
weil das ist ja auch ein wichtiges Innovationspo-
tenzial und Schaffung von Arbeits- und Ausbil-
dungsplätzen gerade bei jüngeren Unternehmen,
die sich entwickeln. Was könnten Sie da viel-
leicht noch an Dingen anführen? Und zweite
Frage – speziell im Energiewirtschaftsrecht sind ja
auch Dinge geregelt worden, Frau Dr. Beland, viel-
leicht können Sie da noch einmal eingehen, was
Sie in dem Bereich an statistischen Meldepflich-
ten erkennen, die man eventuell noch einmal
überprüfen sollte. Vielen Dank.

SVe Barbara Adamowsky (DGB): Zu der Anhe-
bung der Schwellenwerte in den einzelnen Berei-
chen haben wir keine Anmerkungen. Wir empfin-
den das an den einzelnen Stellen, wir haben das
durch unsere Fachabteilungen auch prüfen lassen,
keine negativen Punkte, also zustimmend.

Der Vorsitzende: Und jetzt Frau Dr. Beland.

SVe Dr. Ulrike Beland (DIHK). Vielen Dank für
die Frage, Herr Westphal. Sie bringt mich ein biss-
chen an die Grenze meines Wissens. Bürokratieab-
bauer sind dann irgendwann dann auch nicht
mehr so gut drin in den Details, dass sie über alles
Bescheid wissen. Ich weiß von den Kollegen, die
bei uns Energiepolitik machen, dass es dort sehr
viele Vorschriften zur Berichterstattung und zur

Kontrolle gibt. Ich will jetzt nicht über die Belas-
tungen beim EEG klagen, denn da steht ja auch
eine große Entlastung dahinter. Aber die Vor-
schriften, die dort die Unternehmen erfüllen müs-
sen beim Nachweis der Energieeffizienz, die
könnten an der einen oder anderen Stelle durch-
aus vereinfacht werden. Und im Eckpunktepapier
der Bundesregierung ist ja auch angekündigt, dass
im Energiebereich massiv durchforstet werden
soll, was an Vorschriften eigentlich notwendig ist
und was nicht. Das begrüßen wir sehr, ich kann
im Einzelnen da aber jetzt nichts nennen.

Der Vorsitzende: Jetzt geht die Frage an die Frak-
tion DIE LINKE. Ich weise daraufhin, dass Sie als
Expertinnen und Experten ruhig ausführlich ant-
worten können. Wir sind momentan 20 Minuten
vor der Zeit. Also entweder ausführlicher antwor-
ten oder wir machen noch eine dritte Runde. Ich
weise vorsorglich daraufhin, dass sich die Frage-
steller schon einmal etwas überlegen, denn wir
hatten heftige Auseinandersetzungen darüber,
dass eine Stunde Anhörung zu kurz sei. Und ge-
rade diejenigen, die unbedingt 1,5 Stunden ver-
langt haben statt einer Stunde, sitzen jetzt mit ei-
nem Kollegen da. Ich bitte dann gegebenenfalls
um weitere Fragen. Der Kollege Schlecht, bitte-
schön.

Abg. Michael Schlecht (DIE LINKE.): Ich habe
kein Problem damit, Redezeit zu verwenden ohne
Ende. Also wenn Sie nicht wissen, was Sie mit
den 20 Minuten machen sollen, können Sie die
auch mir komplett geben. Die Frage geht an Frau
Adamowsky und im zweiten Schritt auch Herrn
Heuschmid. Mich würde interessieren, auch vor
dem Hintergrund dieser "One in, one out"-Rege-
lung, das ist ja schon spannend, wie weit das zu
einer Reformbremse wird oder werden könnte.
Wenn man das einmal durchdekliniert am Bei-
spiel des Mindestlohns. Beim Mindestlohn hieß
es, er habe einen Erfüllungsaufwand von 9,6 Mil-
liarden Euro, wobei bei diesem Erfüllungsauf-
wand nach meiner Erkenntnis die reinen Bürokra-
tiekosten und dann der sächliche Aufwand, der
tatsächlich vorab geschätzt wurde, was mehr an
Lohnzahlungen erforderlich wurde, zusammenge-
mischt wurde. Besteht aus Ihrer Sicht nicht die
Gefahr, dass bei dieser Regelung in Zukunft gene-
rell Bürokratiekosten und sächliche Mehrbelas-
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tungen für Unternehmen zusammengemixt wer-
den und dann gesagt wird, wie könnt ihr das kom-
pensieren. Und wenn man etwas nicht kompen-
sieren kann, dann darf das Gesetz eben nicht
durchgeführt werden. Das wäre dann doch in der
Tat eine erhebliche Bremse oder Blockade für wei-
tere sozialpolitische Fortschritte. Das wäre die
Frage.

SVe Barbara Adamowsky (DGB): Danke für die
Frage. Der DGB ist tatsächlich bei der "One in, one
out"-Regelung sehr kritisch und wir werden auch
ganz genau beobachten, ob die Bürokratiebremse
sich als Demokratiebremse erweist bzw. sich zu-
mindest in der Rhetorik oder auch in Gesetzesbe-
gründungen Totschlagargumente gegen Regulie-
rungen wiederfinden. In dieser Legislaturperiode
haben sich die Koalitionäre ja noch einiges vorge-
nommen. Ob es jetzt um Leiharbeit und Werkver-
träge geht oder bei der Entgeltgleichheit. Und es
darf natürlich nicht sein, dass Verabredungen, die
getroffen wurden, jetzt auf Eis gelegt werden, weil
es angeblich zu einem höheren Erfüllungsauf-
wand für die Wirtschaft führt. Insgesamt befürch-
ten wir nämlich, dass gesamtwirtschaftliche Be-
trachtungen gar keine Berücksichtigung finden bei
dieser "One in, one out"-Regelung. Und wir konn-
ten es tatsächlich beim Mindestlohngesetz be-
obachten, zumindest der Normenkontrollrat und
das Bundeskanzleramt haben hier einseitig die
Lohn- und Gehaltkosten mit 9,6 Milliarden Euro
als zusätzlicher Erfüllungsaufwand für die Wirt-
schaft zu Buche geschlagen. Aber hingegen die
höheren Steuer- oder Beitragseinnahmen oder die
sinkenden Aufstockerkosten bei der Bundesagen-
tur oder die höheren Konsumumsätze gar nicht
gegengerechnet. Und das führte dann dazu, dass
der Normenkontrollrat behauptete, mit der Ein-
führung des gesetzlichen Mindestlohns stünden
Bundesregierung und Parlament wieder dort, wo
die Bemühungen um Bürokratieabbau und Kos-
tensenkung begonnen hätten. Also so, als wäre es
quasi ein Nullsummenspiel, die Bemühungen der
letzten zehn Jahre wäre mit dem Mindestlohnge-
setz zunichte gemacht worden. Und das halten
wir für unlauter, wenn Lohn- und Gehaltskosten
plötzlich als Bürokratiekosten im Raum stehen
und das dann auch zu übler Stimmungsmache ge-
gen den Mindestlohn, ich sage nur das Stichwort
Bürokratiemonster, führt. Und das ist einfach un-
lauter. Dokumentationspflichten der geleisteten

Arbeitsstunden wurden da ja gar nicht eingerech-
net bei den 9,6 Milliarden Euro, das waren tat-
sächlich nur die Lohn- und Gehaltskosten. Und
gerade in diesem Bereich hat der Gesetzgeber mit
der Einführung des Mindestlohns ja gewollt, dass
dieser Bereich, dieses Niedriglohnsegment einge-
hegt wird durch den Mindestlohn. Und dann
kann nicht in einer Begründung stehen, dass das
sozusagen sich gegen die Wirtschaft richtet. Das
richtet sich nur gegen die Wirtschaftsbereiche und
–branchen, die vorher im Niedriglohnsegment ihr
Geschäftsmodell hatten.

SV Dr. Johannes Heuschmid (HSI): Ich würde
schon sagen, man müsste sich vor Augen führen,
dass diese "One in, one out"-Regelungen dazu
führt, dass zunächst die Gesetzgebung unter
Rechtfertigungsvorbehalt steht, da ja keine Diffe-
renzierung stattfindet zwischen sinnvoller Regu-
lierung und unnötiger Bürokratie. Und wenn man
sich jetzt einmal überlegt, wie das im Vereinigten
Königreich funktionieren soll, wo es ja die "One
in, two out"-Regelung gibt, und wenn man dann
noch einmal überlegt, wie das beim Mindestlohn
funktionieren müsste, dann müsste ja zunächst
einmal für 20 Milliarden oder wahrscheinlich
noch viel mehr, dereguliert werden, und das kann
ich mir gar nicht vorstellen, wie das in der Praxis
funktionieren kann. Gerade der Mindestlohn zeigt
ja ganz deutlich, welche Probleme in der Praxis
noch bestehen, dass eben in den verschiedenen
Ressorts offensichtlich auch sehr unterschiedliche
Vorstellungen darüber bestehen, was als Erfül-
lungsaufwand zu berücksichtigen ist. Sind zivil-
rechtliche Pflichten, die durch den Gesetzgeber
auferlegt werden, als Erfüllungsaufwand zu be-
rücksichtigen oder eben nicht? Ich glaube, das
wird in der Praxis noch zu erheblichen Problemen
führen und die Gesetzgebung letztendlich deut-
lich erschweren.

Der Vorsitzende: Jetzt geht die Frage an die Frak-
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Kollege Janecek.

Abg. Dieter Janecek (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Herr Vorsitzender. Danke auch für
den Hinweis. Ein stückweit ist meine Einsamkeit
ja auch daraus begründet, dass zwei meiner Kolle-
ginnen aktuell für das Bevölkerungswachstum
Beiträge liefern, um das einmal so zu formulieren
– Mutterschutz. Insofern kann man das, glaube
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ich, ganz gut begründen. Und falls Sie jetzt noch
Fragen überschüssig haben oder nicht fragen kön-
nen, wir haben da genug vorbereitet. Also da müs-
sen Sie sich, glaube ich, keine Sorgen machen. Ich
möchte ein Thema aufgreifen, was aus meiner
Sicht viel stärker in den Fokus der Diskussion ge-
hört und auch in diesem Gesetzentwurf unzu-
reichend behandelt ist, wo auch die Lösungen
nicht so einfach sind. Aber nach vorn gewandt -
der Normenkontrollrat hat das Thema E-Govern-
ment auch sehr stark intoniert auch bei uns im Di-
gitalausschuss hier auch im Wirtschaftsausschuss,
Potenziale ich glaube bis 45 Milliarden Euro ge-
nannt. Es gibt Länder wie Österreich, Schweden,
die deutlich weiter sind als die Bundesrepublik
und ich möchte einfach an Frau Dr. Beland fragen:
Wo sehen Sie denn da zum einen die Erschwer-
nisse, die Sie auch im Alltäglichen vorfinden,
zum Beispiel in der elektronischen Behördenkom-
munikation, gibt es da auch unterschiedliche Ar-
ten von Software, die zum Beispiel eingesetzt
wird, unterschiedliche Standards, die Sie vorfin-
den oder was sind da ganz konkret die Hürden o-
der wo sehen Sie Potenziale?

SVe Frau Dr. Ulrike Beland (DIHK): E-Govern-
ment, auch für uns ein sehr wichtiges Thema, was
da drin steckt hat großes Potenzial zum Bürokra-
tieabbau. Die IHKs selber bemühen sich ja auch
sehr um elektronische Verfahren, als Teil der
staatlichen Verwaltung. Es hakt natürlich an un-
terschiedlichen EDV-Systemen, also im steuerli-
chen Bereich gibt es ja schon eine sehr weitge-
hende Digitalisierung, aber die haben halt ihr ei-
genes System. Die Statistiker haben auch ihr eige-
nes System. Dann kann man eben bei unterschied-
lichen Behörden zwar elektronisch Dinge reinge-
ben, aber die gehen dann halt nicht wieder raus.
Diese berühmte medienbruchfreie Kommunika-
tion. Was mir meine Experten zu dem Thema mit-
gegeben haben, ist, dass das E-Government Gesetz
zwei Jahre alt ist, aber dass noch viele Anwen-
dungsgesetze in den Ländern fehlen. Es wäre also
wichtig, dass man erst einmal die rechtlichen
Grundlagen dafür schafft, dass E-Government
dann auch schnell und durchgreifend und effi-
zient und nachhaltig eingeführt werden kann.
Auch bei Verwaltungsverfahrensgesetzen müssten
die Länder viel mehr tun, damit E-Government
dann realisiert werden kann. Auch ein wichtiger
Baustein ist der IT-Prüfleitfaden, den es ja gibt

und der eigentlich - das geht jetzt eher an den
Bundesgesetzgeber -, bei allen Bundesgesetzen an-
gewendet werden sollte, d. h. man soll bei jedem
Gesetz, was entworfen wird überlegen, ob die Pro-
zesse elektronisch darstellbar sind. Das ist absolut
notwendig, um zukünftig dann beim E-Govern-
ment weiterzukommen, wird aber nach unserem
Eindruck nicht systematisch angewandt. Wir be-
schäftigen uns ab und zu mal mit dieser Idee von
P23R, dem Prozess-Daten-Beschleuniger - der
DGB hat das auch erwähnt. Die Idee, dass irgend-
wann einmal die Unternehmen ihre Daten aufbe-
reiten und dass dann mit einem Verfahren die Be-
hörden sagen, was sie brauchen und Daten dann
in einem automatischen Verfahren abgefragt wer-
den können. Eigentlich eine super Idee, aber es
dümpelt absolut vor sich hin, was auch daran
liegt, dass Gesetze eben nicht im Grunde „elektro-
nifizierbar“ sind, die nicht digital in Prozesse um-
setzbar sind. Also unser Plädoyer dafür, dass
gleich am Anfang bei Gesetzgebung mitgedacht
wird, wie denn eine E-Umsetzung möglich ist und
dass die Länder viel mehr tun, damit E-Govern-
ment auch bei ihnen in der Praxis angewendet
wird und funktioniert.

Der Vorsitzende: Danke. Die nächste Frage geht
nun wieder an die Union, hier an den Kollegen
Novak.

Abg. Helmut Nowak (CDU/CSU): Dankeschön,
Herr Vorsitzender. Ich habe eine Frage an Dr. Heu-
schmid. Vorab, wir haben seit 2006 wenn ein Ka-
binettsbeschluss stattgefunden hat die Verpflich-
tung, dass die Ministerien den Normenkontrollrat
zu unterrichten haben, wie die Bürokratiekosten
sind. Ich sag es jetzt deshalb, weil gewisse Unsi-
cherheiten da sind und ich den Eindruck hatte,
dass Sie auch der Meinung sind,dass hier auch
eine Menge mehr zu tun sei. Wir haben dann seit
2011 eingeführt, dass der Erfüllungsaufwand be-
nannt werden muss, d. h. also hier ist etwas ver-
feinert worden und ich denke, das ist ein Prozess
der natürlich weitergeht. Aber meine Frage an Sie
ist, Sie sagten vorhin, dass der Normenkontrollrat
sich personell wohl auch verstärken müsse und
da frag ich Sie jetzt, haben Sie den Eindruck, dass
der NKR bisher seine Arbeit nicht richtig gemacht
hat?

SV Dr. Johannes Heuschmid (HSI): Das würde ich
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so sicherlich nicht sagen wollen, ich denke nur,
wenn man valide Darstellungen haben möchte,
was den Erfüllungsaufwand von Gesetzen anbe-
langt, dann muss man auch die Ressourcen zur
Verfügung stellen und da ist mir jetzt bei dem Ge-
setzgebungsverfahren zum Mindestlohn aufgefal-
len, dass dort doch erhebliche Probleme bestehen
und ich glaube das könnte man in der Praxis si-
cherlich besser machen. Ich denke, da braucht
man auch einigen wissenschaftlichen Sachver-
stand. Ich bin mir nicht so ganz sicher, ob der
Normenkontrollrat da generell gut aufgestellt ist
oder vielleicht anders aufgestellt werden sollte.
Deswegen würde ich auch generell empfehlen, die
„One in, one out“ – Regelung abzuschaffen, ge-
nauso wie Sie gerade gesagt haben, es ist ja schon
lange so, dass der Erfüllungsaufwand bei jedem
Gesetzgebungsvorhaben angegeben werden muss
und diese „One in, one out“– Regelung daraufge-
setzt wurde und jetzt plötzlich als handlungslei-
tende Maßnahme zur Gesetzgebung hinzugezogen
wird. Aus meiner Sicht wäre es viel sinnvoller,
den bestehenden Rechtzustand - klar es gibt viel
unnötige Bürokratie - nach qualitativen Kriterien
zu durchforsten und dazu braucht man keine
„One in one out – Regelung“, das kann man auch
auf einer anderen Basis machen. Und ich würde
jedenfalls vorschlagen, die „One in, one out“– Re-
gelung dadurch zu entschärfen, dass sie nicht auf
sinnvolle Regulierung angewendet wird. Das wäre
z. B. etwa Regulierung, die zur Umsetzung der
Staatsziele von Artikel 20 Grundgesetz dient, also
dem Sozialstaatsprinzip. Das ließe sich auch ganz
einfach bewerkstelligen, in dem man bei den drei
Ausnahmen vom Anwendungsbereich noch eine
weitere hinzufügt, dahingehend dass die „One in,
one out“–Regelung nicht auf Maßnahmen ange-
wendet wird, die die Staatsziele der Bundesrepub-
lik Deutschland verwirklichen.

Der Vorsitzende: Danke. Und schließlich für die
SPD in der Runde noch die Kollegin Poschmann.

Abge. Sabine Poschmann (SPD): Herzlichen Dank.
Ich hätte eine Frage an die gesamte Sachverständi-
genrunde: Welche Erwartungen haben Sie an ein
systematisches Verfahren zur Berücksichtigung
von kleinen und mittelständischen Unternehmen
an der Gesetzesfolgenabschätzung? Also ich
komme aus Dortmund, aus NRW, dort gibt es seit
ca. 2 Jahren eine Clearingstelle, mit der alle sehr

zufrieden sind. Wie sind da Ihre Erwartungen?
Danke!

Der Vorsitzende: Das ist sehr klug jetzt, Frau
Poschmann. Die Frage ging an alle. Und dann
kommen wir zeitlich ganz weiter oder wir steigen
in eine weitere Runde ein, die dann bitte nach
dem Muster der zweiten Runde verläuft. Aber
trotzdem gelten für Sie zusammen fünf Minuten.
Wir würden alphabetisch fragen, d.h. Frau Ada-
mowsky, Sie beginnen.

SVe Barbara Adamowsky (DGB): Es tut mir leid,
aber die Frage ist mir zu allgemein gestellt. Da
finde ich jetzt nicht den Ansatzpunkt.

SVe Frau Dr. Ulrike Beland (DIHK): Also die
Clearingstelle in Nordrhein-Westfalen macht sehr
gute Arbeit. Es hat sich auch herausgestellt, dass
das ein extrem gutes Instrument ist, um gesell-
schaftspolitische Meinungen zu bündeln und
dann auch in die Gesetzgebung einzubringen. Auf
Bundesebene kann ich mir das jetzt konkret nicht
so vorstellen. Wir haben den Normenkontrollrat,
der einen Teil der Aufgaben erfüllt, die die Clea-
ringstelle in Nordrhein-Westfalen macht. Aber wir
haben den KMU-Test, bzw. den KMU-Leitfaden,
der eingeführt werden soll und das wäre hervorra-
gend, wenn er verbindlich eingeführt würde - ich
weiß nicht, ob er dann in die GGO eingeführt wird
-, dass bei jedem Gesetzgebungsprozess dieses re-
lativ einfache Schema abgearbeitet wird. Ich
glaube es ist keine sehr große Belastung und so-
weit ich weiß, wird geprüft, wie es in der Praxis
anwendbar ist, aber nach unserem Eindruck ist es
keine zusätzliche Belastung, kann aber dazu füh-
ren, dass man nochmal überlegt, sind kleine Un-
ternehmern systematisch betroffen und wie kann
ich damit umgehen, habe ich eigentlich alle Alter-
nativen geprüft. Diese Alternativenprüfung ist ein
wichtiger Teil dieses Leitfadens und wir fänden es
sehr hilfreich, wenn der bei jedem wesentlichen
Gesetzgebungsprozess angewendet wird.

SVe Christel Heckmann (BDI): Die Beteiligung der
kleinen und mittleren Unternehmen, bei der
Rechtsfolgenabschätzung ist sicher sinnvoll und
ich würde mir vorstellen, dass es viel mehr Kon-
takte letztendlich zwischen Vertretern KMU und
der Politik geben müsste. Es gab jetzt eine Um-
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frage zum Schriftformerfordernis bei vielen Geset-
zen, Verwaltungsgesetzen und da sehe ich auch
unsere Aufgabe, diese Beteiligungsmöglichkeit an
die Klientel weiterzugeben und davon sollte mei-
nes Erachtens oder davon könnte größerer Ge-
brauch gemacht werden. Es wäre ein Signal, dass
KMU, ich sage mal gefragt werden, einbezogen
werden. Da sollte man sich vielleicht mal Gedan-
ken drüber machen, wie man eine Beteiligung in-
tensivieren könnte. Wir als BDI sind dazu da und
bereit, da auch eine gewisse Mittlerrolle zu über-
nehmen oder Kommunikationsrolle, da ist noch
Luft nach oben.

SV Herr Dr. Johannes Heuschmid (HSI): Ich bin
nicht davon überzeugt, ob die Einführung eines
weiteren Tests - also eines KMU-Tests - deutlich
zu Verbesserungen beitragen wird. Klar, sind die
Belange von KMU’S auch zu berücksichtigen. Klar
haben die auch spezifische Anliegen, aber den-
noch finde ich es nicht sinnvoll, noch weitere sol-
che verfahrensmäßige Überlegungen anzustellen
und dabei zugleich andere Interessen automatisch
auszuklammern. Deswegen bin ich eher zurück-
haltend, was das anbelangt.

Der Vorsitzende: Wir sind damit am Ende der
zweiten Runde. Die Reihenfolge wäre jetzt wieder
CDU/CSU, CSU/CSU, SPD, CDU/CSU, CDU/CSU,
usw. Zunächst eine Wortmeldung der Kollegin
Lanzinger. Gibt es von der SPD noch weiteren Fra-
gebedarf? Sonst gebe ich das nämlich dann weiter
an DIE LINKE. und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.
Jetzt lassen wir mal die Frage der Kollegin Lanzin-
ger zu, dann sehen wir weiter. Bitteschön.

Abge. Barbara Lanzinger (CDU/CSU): Herr Vorsit-
zender, Kolleginnen und Kollegen, ich richte
meine Frage an alle vier vor uns sitzenden Sach-
verständige. Wir hatten vorhin schon darüber ge-
sprochen, Frau Dr. Beland, Sie haben auch schon
Bezug darauf genommen. Wir sind dabei zu Zeit
die Vergaberichtlinien, also die europäischen
Richtlinien umzusetzen in nationales Recht. Und
da geht es nochmal um die Intension, das wieder-
holt die Frage, die ich vorhin schon gestellt habe,
nur etwas größer und weitergefasst. Dort ist einer
der wesentlichen Punkte in Zukunft die gesamte
elektronische Vergabe, elektronische Rechnungs-
stellung. Das stellt gerade die kleinen und mittel-

ständischen Unternehmen auch vor große Heraus-
forderungen, viele sind noch gar nicht soweit,
viele haben die Kapazitäten nicht. Dann auch wie-
der nochmal die Frage der Einheitlichkeit der For-
mulare, Einheitlichkeit auf der Software. Der Kol-
lege Janecek hat es vorhin schon gefragt. Es ist für
viele ein großes Problem, weil es auch Kosten ver-
ursacht. Also da jetzt meine Frage: Welche Hin-
dernisse gibt es da? Wo sehen Sie da noch Bedarf
etwas zu verändern? Was entstehen für Kosten?
Und vor allem: Bedeutet es auch einen zunehmen-
den Bürokratieaufbau und keinen Abbau?

Der Vorsitzende: Ja an alle, aber mit unterschiedli-
cher Betroffenheit. Ich würde vorschlagen, wir
drehen die Reihenfolge jetzt mal um und ich be-
ginne mit Herrn Dr. Heuschmid.

SV Herr Dr. Johannes Heuschmid (HSI): Also ich
habe dazu keine Meinung.

Der Vorsitzenden: Wie von mir auch erwartet.
Ähnlich wird es bei Frau Heckmann sein?

SVe Christel Heckmann (BDI): Was wir letztend-
lich aus der Mitgliedschaft bekommen haben,
deutet daraufhin, dass die Befürchtung besteht,
die zu erwartenden Kosten übersteigen um ein
vielfaches das, was letztendlich durch den Nor-
menkontrollrat festgestellt wurde. Man bemängelt
insbesondere, dass z. B. Fort- und Weiterbil-
dungskosten, die ganz sicherlich bei diesem doch
nicht einfachen elektronischen System anfallen,
gar nicht berücksichtigt sind. Man sagt, dass auch
Mehrkosten aus den umfangreich gestalteten Da-
tenerhebungs- und Übermittlungspflichten entste-
hen und dass letztendlich Systemauswertung
nicht ohne manuelles Eingreifen passieren kann,
sodass die Entlastungswirkung durch die Elektro-
nik bei weitem nicht so eingeschätzt wird, wie sie
letztendlich erhofft ist oder dargestellt wird. Ja,
man verwehrt sich eigentlich dagegen, weitere Er-
hebungs- und Berichtspflichten zu kreieren für
Neuindikatoren, die über die bislang bereits in
den Verordnungen enthaltenen Pflichten hinaus-
gehen. Das ist so ganz grob das, was ich aus der
Mitgliedschaft mitgenommen habe.

SVe Ulrike Dr. Beland ( DIHK): Für uns ist die E-
Vergabe grundsätzlich auf einem guten Weg, aber
man sollte tatsächlich die Entlastungen, die durch



Ausschuss für Wirtschaft und Energie

18. Wahlperiode Protokoll der 44. Sitzung
vom 17. Juni 2015

Seite 18 von 21

ein elektronisches Verfahren entstehen auch nicht
übertreiben. Im Moment glaube ich sind im Ge-
setzentwurf 700 Millionen, die als Entlastung be-
rechnet werden. Das ist aus unserer Sicht zu hoch.
So groß ist die Entlastung nicht. Trotzdem ist das
Verfahren sehr wichtig und wir haben da be-
stimmt im Detail auch noch Anmerkungen zu, ich
weiß nur von den Kollegen, dass das grundsätz-
lich gut geheißen wird, dass das bei uns jetzt auch
umgesetzt wird. Und im Einzelnen, glaube ich,
müssen sich die Fachleute dann noch über Details
unterhalten. Ich möchte noch ganz kurz in dem
Zusammenhang anmerken, grundsätzlich wichtig
bei elektronischen Verfahren ist dann auch die
Archivierung und da kommen wir auf die Grunds-
ätze der ordnungsgemäßen Buchführung, die
GoBD. Die ursprünglich auch evaluiert werden
sollte, im Eckpunktepapier ist das glaube ich noch
drin. Es ist für die Unternehmen unendlich wich-
tig, wenn Sie elektronisches Verfahren verwen-
den, dass Sie dann auch rechtssicher archivieren
und nicht die Betriebsprüfung nachher kommt
und sagt: du hast da aber ein bestimmtes Verfah-
ren verletzt und deshalb musst du jetzt unendlich
viele Steuern nachzahlen. Da ist bei der Evaluie-
rung der Grundsätze ordnungsgemäßer Buchfüh-
rung, das ist für uns ein ganz wichtiges Thema,
was in diesem Jahr auch noch angegangen werden
sollte. Ich denke an die Zeit. Falls es denn jetzt
bei der GWG-Grenze auch nicht reicht in diesem
Gesetzgebungsverfahren, wenn dann noch ein
neues gibt, dann gibt es noch einige Dinge, die
dann tatsächlich zur Bürokratieentlastung auch
im steuerlichen Bereich benutzt und angewendet
werden könnten.

Der Vorsitzende: Danke, von der Union habe ich
jetzt keine Wortmeldung, sodass es weiter geht an
die SPD. Kollegin Wicklein.

Abg. Andrea Wicklein (SPD): Vielen Dank, Herr
Vorsitzender! Ich hätte nochmal eine Frage zu
dem vorliegenden Änderungsantrag, in Bezug auf
die Informationspflicht zum automatischen Abruf
des Kirchensteuermerkmals, da wollen wir auch
eine Erleichterung herbeiführen. Die jährliche
Wiederholung der Informationen des Schuldners
der Kapitalertragssteuern soll in Zukunft entbehr-
lich sein und die Informationspflicht soll nur
noch dann bestehen, wenn ein Wechsel des
Schuldners erfolgt. Meine Frage ist: Wie schätzen

Sie die Entlastungswirkung von dieser Maßnahme
ein und begrüßen Sie, dass das in dem vorliegen-
den Gesetzesentwurf noch aufgenommen wird.
Meine Frage geht an Frau Heckmann und Frau Dr.
Beland.

SVe Christel Heckmann (BDI): Also der Vorstoß
wird begrüßt. Wir würden aber empfehlen, wenn
letztendlich keine Kapitalausschüttung erfolgt,
dass dann die Mitteilungspflicht entfällt. Also
wenn keine Kapitalausschüttung vorgesehen ist,
dann macht es unseres Erachtens keine Sinn, hier
noch eine entsprechende Meldepflicht vorzuse-
hen. Ansonsten begrüßen wir den Vorschlag.

SVe Dr. Ulrike Beland (DIHK): Ich bin jetzt nicht
wirklich sprachfähig. Ich hab das erst heute Mor-
gen gelesen und habe noch versucht dazu einen
Kollegen zu erreichen. Grundsätzlich ist bei der
Kirchensteuerpflicht alles, was vereinfacht wer-
den kann an der Mitteilung, gut. Ich kenne diesen
Vorschlag nicht, da müsste ich jetzt noch einmal
die Fachkollegen befragen. Ich nehme an, es ist
gut und eine Vereinfachung.

Der Vorsitzende: Danke. Dann geht jetzt die Frage-
runde wieder an die Union und hier der Kollege
Nowak.

Abg. Helmut Nowak (CDU/CSU): Danke, Herr Vor-
sitzender. Ich habe nochmal eine Frage an Herrn
Heuschmid. Ich habe das nicht ganz verstanden,
wenn Sie das vielleicht etwas klären könnte. Sie
sagten vorhin, dass das „One in, one Out“ für Sie
möglicherweise entbehrlich sei oder nicht ange-
wendet werden soll. Vielleicht ist dazu zu sagen,
dass die Gesetzesvorhaben, die der Bundestag hier
hat, natürlich immer klug sind, keine Frage, aber
wenn es mal ein sehr teures Gesetz wird, dann
soll es auch nicht daran scheitern, dass keine
Kompensation in der Zeit gefunden wird. Das
vielleicht vorne weg. Mir geht es darum, haben
Sie eine Alternative? Denn dieses „One in, one
out“ beginnt ja jetzt erst und wird natürlich in ei-
ner gewissen Feinabstimmung sein, aber gibt es
für Sie eine Alternative, die besser ist als „One in,
one out“?

SV Dr. Johannes Heuschmid (HSI): Vielen Dank.
Ja selbstverständlich gibt es eine Alternative. Die
Alternative wäre wie gesagt, einfach das „One in,
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one out“-Prinzip wieder aufzuheben, weil das aus
meiner Sicht nicht viel bringen wird, jedenfalls
aus sozialpolitischer Sicht. Diese Fokussierung
auf Kosten ist sehr schwierig, valide zu bemessen.
Warum nimmt man ein solches Modell hand-
lungsleitend für den Gesetzgeber bzw. die Bun-
desregierung, um die Frage zu beantworten, ob ein
Gesetzesvorhaben verfolgt wird oder nicht. Ich
finde das nicht sinnvoll. Deswegen würde ich das
am besten abschaffen und dann mir Gedanken
machen über ein anderes Modell, wie man wirk-
lich sinnvolle Regelungen erhalten und unnötige
Bürokratie abbauen kann. Da muss man dann
eben überlegen, nach welchen Kriterien man diese
unnötige Bürokratie ermitteln kann. Ich sehe na-
türlich auch, dass es eine Kompensationsmöglich-
keit im Rahmen dieser „One in, one out-Rege-
lung“ gibt. Allerdings führt die Regelung ja trotz-
dem dazu, dass ein bestimmtes Ressort, das ein
Vorhaben verfolgen will, sich zunächst Gedanken
über die Kompensationen machen muss. Das führt
automatisch dazu, dass die Initiative des Gesetz-
gebers erschwert wird. Deswegen würde ich vor-
schlagen, einfach „One in, one out“ zu ersetzen
oder jedenfalls mit einer weiteren Ausnahmerege-
lung zu kombinieren, dahingehend dass bestimmt
Maßnahmen, wie Maßnahmen die unter Artikel
20 fallen, nicht von der „One in, one out-Rege-
lung“ erfasst werden.

Der Vorsitzenden: Dankeschön! Jetzt wäre aber-
mals die Union dran, ich sehe hier aber keine
Wortmeldung. Somit wäre die SPD wieder dran,
Kollegin Wicklein!

Abge. Andrea Wicklein (SPD): Wir haben jetzt
mit dem vorliegenden Gesetzentwurf, als auch mit
den drei bereits verabschiedeten Mittelstandsent-
lastungsgesetzen schon sehr viel getan, um die
Wirtschaft von entbehrlichen Berichts-, Melde-
und Informationspflichten zu entlasten. Wir wol-
len jetzt auch nach vorne gucken und im gemein-
samen Dialog auch sehen, wo wir noch weitere
Handlungsoptionen sehen. Meine Frage geht jetzt
nochmal an die beiden Verbände, ob es denn noch
Beispielregionen zum weiteren Bürokratieabbau
gibt? Wir hatten ja mal eine Beispielregion Ost-
westfalen-Lippe, wo das gut funktioniert hat, wo
also auch konkrete Vorschläge für die Politik ent-
wickelt wurden. Deshalb die Frage: Gibt es da
konkrete Vorstellungen und wie würden Sie sich

in den weiteren Prozess des Abbaus von entbehr-
licher Bürokratie einbringen?

Der Vorsitzender: An wen geht die Frage?

Abge. Andrea Wicklein (SPD): An die beiden Ver-
bände, DIHK und BDI.

Der Vorsitzende: An diese beiden Verbände. Ich
weise daraufhin, dass es die letzte Frage war. Wir
müssen noch einen kleinen Umbau vornehmen,
sodass wir diese Anhörung rechtzeitig abschlie-
ßen müssen. Die DIHK, d. h. Frau Dr. Beland und
dann Frau Heckmann.

SVe Dr. Ulrike Beland (DIHK): Bei uns sind keine
Modellregionen bekannt zum Bürokratieabbau,
die besonders aktiv sind, so wie es damals Westfa-
len-Lippe war. Es gibt da regionale Leuchttürme
und gute Initiativen im Osten wie im Westen, aber
ein Vorbild, was für alle gelten könnte, ist mir
nicht bekannt. Es gibt das Siegel Mittelstands-
freundliche Kommune, was eine sehr gute Institu-
tion ist, das wir auch unterstützen. Und die Clea-
ringstelle in Nordrhein-Westfalen ist eine Institu-
tion, die sicher für andere Länder auch ein Vor-
bild sein könnte. Was für uns grundsätzlich beim
Bürokratieabbau in Zukunft wichtig ist, dass man
eben guckt, ob man bei steuerrechtlichen Verein-
fachungen etwas machen kann, dort gibt es viele
einfache Dinge, die man verbessern könnte, auch
in der Abstimmung zwischen HGB und Abgaben-
ordnung, HGB und Einkommenssteuerecht, das ist
nicht mühsam, würde aber die Unternehmen
enorm erleichtern. Verkürzung der steuerlichen
Aufbewahrungsfristen muss natürlich an dieser
Stelle auch nochmal genannt werden. Es ist ein
Dauerbrenner, es wäre eine große Erleichterung
für die Unternehmen. Also es gibt doch Dinge, die
auf der Hand liegen, die auf dem Tisch liegen, die
man umsetzen könnte und da ist aus unsere Sicht
doch noch viel Initiative gefragt.

SVe Christel Heckmann (BDI): Also zu den Initia-
tiven kann ich jetzt nichts aktuelles oder neues
beitragen. Ich würde aber gerne nochmal auf die
steuerlichen Entbürokratisierungsmöglichkeiten
hinweisen. Und zwar auf das, was auch die Aus-
schüsse des Bundesrates hier vorgeschlagen ha-
ben. Das betrifft einmal das steuerliche Einbezie-
hungswahlrecht von Herstellungskosten, damit
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das Auseinanderfallen von Handels- und Steuer-
bilanz vermieden werden kann und auf der ande-
ren Seite auch die empfohlene gesetzliche Fixie-
rung. Sie ist aus Gründen der Rechtssicherheit für
die Unternehmen von Bedeutung. Als weiteres ist
die Vorabprüfung der umsatzsteuerlichen Organ-
schaft ein wichtiger Punkt, denn damit könnten
letztendlich Verzinsungsprobleme, die durch
nachträgliche rückwirkende Nicht-Anerkennung
Kosten verursachen, vermieden werden. Das wä-
ren so zwei Vorschläge, die mir bei dieser Frage
noch einfallen.

Der Vorsitzende: Vielen herzlichen Dank. Das war
beinahe eine zeitliche Punktlandung. Ich möchte
mich allen Beteiligten herzlich bedanken und

auch für die disziplinierte Einhaltung der Zeit-
grenzen, gerade auch bei Ihnen, als geladene Ex-
perten. Wir sind am Ende dieser Anhörung und
ich schließe dieselbe um 10:26 Uhr. Dankeschön.
Wir fangen pünktlich um 10.30 Uhr mit der zwei-
ten Anhörung an.

Schluss der Sitzung: 10:26 Uhr
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